


Bürgermeisterin
Lydie Wurth-Polfer

1. Unsere Hauptaufgabe muß es

sein, Umweltbewußtsein, geschichtliches
Patrimonium und wirtschaftliche

Zwänge miteinander in Einklang zu brin-

gen. Der austretende Schöffenrat hat den
1967 erstellten Vago-Plan bereits als über-
holt angesehen, dessen Nachteile die

Abwanderung der Bevölkerung aus dem

Zentrum, der Anstieg des Pendlerver-
kehrs und die Zerstörung erhaltenswerter
Architektur waren. Nach einer ausführli-
chen Bestandsaufnahme durch Architekt

Joly werden jetzt das Bautenreglement
und der allgemeine Bebauungsplan den

Forderungen der Zeit entsprechend
umgeändert. In Sachen Verkehr und

Transport wird auch so manches gesche-
hen, um das Stadtleben weniger stressig
zu gestalten. Durch neue Umgehungs-
straßen wird der Stadtverkehr entlastet,
außerdem hoffen wird, nicht zuletzt
dank der Brändli-Studie, die städtischen
Busse sinnvoller und attraktiver einsetzen
zu können, was hoffentlich so manche
Autofahrer dazu bewegen wird, mit dem
Bus zur Arbeit zu fahren. Auch umwelt-

politisch ist vieles geplant. Bei der Müll-

abfuhr wird die selektive Abfallbeseiti-

gung (Recycling) weiter ausgebaut wer-

den, die PCB-Transformatoren werden
schrittweise ersetzt, im Energiebereich
soll der Erdgasverbrauch weiter gefördert
werden, und Alternativenergien werden

sorgfältig studiert. Allgemein wird die

Verschönerung der Stadt fortgesetzt
durch die Aufwertung und Restaurierung
historischer Altbauten, zusätzliche

Begrünung und die Neugestaltung vieler
Straßen und öffentlicher Plätze.

2. Der Ausbau und die Konsolidie-

rung des städtischen Kulturangebots liegt
uns besonders am Herzen. Da wäre

zuerst einmal die Einrichtung eines
städtischen Museums im alten Musikkon-

servatorium, wo die Infrastrukturarbei-
ten bereits in vollem Gange sind. Auch
die Förderung der zeitgenössischen
Luxemburger Künstler scheint uns sehr

wichtig. Neben den Ausstellungen in der
Villa Vauban sollen die renovierten
Räumlichkeiten der ehemaligen Lim-

pertsberger Messehallen den Künstlern
zur Verfügung stehen, um ihre Werke
dem Publikum zugänglich zu machen.
Als Treffpunkt und Atelier für Künstler
soll die „Schläifmillen" weiter ausgebaut
werden, und einheimische Kunstwerke
werden in noch größerem Ausmaße als
bisher öffentliche Plätze und städtische
Gebäude verschönern. Am Stadtrand
schließlich ist der Bau einer Mehrzweck-
halle für Sport- und Musikveranstaltun-

gen vorgesehen.

3. Sehr wichtig finde ich, daß die

Beziehungen zwischen Luxemburgern
und Ausländern auch weiterhin gut blei-

ben, in einem Klima des gegenseitigen
Respekts, um ein harmonisches Zusam-
menleben in allen gesellschaftlichen
Bereichen zu gewährleisten.

Jacques-Yves Henckes (DP)
1. Die großen urbanistischen Pro-

bleme unserer Hauptstadt ergeben sich
aus drei Faktoren: der vor zwanzig Jahren
gestimmte Bebauungsplan der Stadt,
bekannt als Vago-Plan, der eine
Baukon-zentrationdes Stadtkerns zum Ziel hatte,
die rasante Zunahme des Pendler- und
Transitverkehrs sowie die Entwicklung
des Bankenplatzes.

Wir müssen das Stadtbild und den
besonderen Charakter der
architekto-nischwertvollen Bausubstanz schützen,
da dieser der Ausdruck unserer geschicht-
lichen Entwicklung und Eigenart ist und
das Symbol unserer nationalen Identität.
Es gilt, auch den Urbanismus den neuen

Bedingungen und den Forderungen nach
mehr Wohnqualität anzupassen und zu

verhindern, daß die oben genannten Pro-
bleme dieses Ziel unmöglich machen.

Daher mug der Stadtentwicklungs-
plan nach der Konzeption und im Sinne
der ersten Maßnahmen des „Plan Joly"
erfolgen. Nach Möglichkeit soll in jedem
Viertel ein lebendiger Kern entstehen und
im Zentrum der Stadt sollen Wohnraum
und Geschäfte erhalten bleiben. Der erste

wichtige Schritt zur besseren Wohnquali-
tät und zur Verbesserung der Verkehrs-

lage in der Stadt hängt vom Staat ab: es ist
der Bau der Umgehungstraße, der einen
Großteil des Transitverkehrs aus der Stadt
fernhalten wird; es ist die Schaffung von

Auffangparkings am Eingang der Stadt
wie z.B . in Beggen und der Bau eines
unterirdischen Parkings auf dem Glacis-
feld. Der Busbetrieb muß attraktiver

gestaltet werden. Hier ist die Brändli-Stu-
die eine gute Diskussionsbasis. Bezüglich
Umweltschutz muß ich sagen, daß alle
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eben genannten Vorschläge zur

Verbes-serungunserer Umwelt beitragen. Spezi-
fisch möchte ich aber auch hervorheben,
daß es wichtig ist, den Gasverbrauch als
umweltfreundliche Heizquelle zu för-
dern durch kompetitive Preise. Wichtig
ist auch der Ankauf der Waldbestände,
die den grünen Gürtel um die Hauptstadt
ausmachen, sofern sie nicht schon im
Besitz der Stadt sind.

2. Die Stadt bietet ein reichhaltiges
Kulturangebot an, das es noch zu verbes-
sern und auszubauen gilt. Die kulturellen

Aktivitäten sollen nicht zentral gesteuert
werden: die Stadt sollte unterstützen und

nicht dirigieren.
Wir müssen versuchen, den Zugang

zur Kulturwelt zu erleichtern. Hier

scheint unter anderem interessant, daß

die Hauptstadt einen lokalen Radiosen-

der betreiben könnte, wenn die legalen
Bedingungen dies in Zukunft erlauben.

3. Verkehr und Urbanismus
schei-nenmir, wie oben bereits gesagt, die

dringlichst zu lösenden Probleme.

Paul-Henri Meyers (CSV)

1. Um eine menschliche und lebens-
werte Stadt zu erhalten, muß dafür Sorge
getragen werden, daß die Stadt
Luxem-burgden vielfältigsten Ansprüchen
gerecht wird. Wir treten daher ein für die

Erstellung eines neuen urbanistischen

Bebauungsplanes (plan Joly), der der
historisch gewachsenen Wirklichkeit

Rechnung trägt, der neue Entwicklungs-
zonen vorsieht (zones d'accueil),
zusätz-lichWohnzonen schafft und die Lebens-

qualität in den bestehenden Stadtteilen
verbessern soll.
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Helminger (DP).

In Sachen Verkehr tritt die CSV für
die rasche Verwirklichung des Contour-
nement de l'Est und der Rochade de Bon-
nevoie ein, damit der Durchgangsverkehr
aus der Stadt herausgehalten werden
kann. Wir sind für den Bau von zusätzli-
chem Parkraum, sowohl an den Zugangs-
straßen wie auch in der Nähe des Stadt-
kerns (Glacis, Boulevard Royal, Gare).

Gleichzeitig soll aber auch der

Gemeinschaftstransport gefördert wer-

den: Schaffung von Busspuren, Einfüh-

rung höherer Linienfrequenzen, bessere

Ausnutzung der Eisenbahnlinie.
Umweltschutz kann nur gelingen

durch die Mitarbeit aller Barger. Daher

tritt die CSV ein für eine bessere
Informa-tionder Bürger über Umweltprobleme.

Konkret muß die Gemeinde u.a. die
Grünflächen in und um die Stadt erhalten
und ausbauen, Wasserläufe sanieren,
getrennte Müllabfuhr für organische und

unorganische Stoffe einführen.

2. Die in den letzten Jahrzehnten
unter Mitverantwortung der CSV

geschaffenen Institutionen im Bereich
von Theater, Musik und Film haben ein

außergewöhnliches Niveau erreicht. Die-
ses muß erhalten bleiben und durch
Mit-arbeitan internationalen Festivals, wie
z.B. Echternach, noch ausgebaut wer-

den.
In den nächsten Jahren sollten drei

Ziele angestrebt werden:
— Schaffung eines städtischen Museums,
um sowohl der Bevölkerung als auch den
Besuchern den Zugang zu dem Reichtum
unseres kulturellen Erbes zu erleichtern;
— der Jugend den Zugang zur Kunst und
zur Kultur ermöglichen und besonders
auch Veranstaltungen anbieten, die die

Jugend ansprechen. Dazu der Bau einer
Musikhalle für die Jugend.
— Förderung der kulturellen Aktivitäten
in den einzelnen Stadtteilen: Schaffung
von zusätzlichen Kulturzentren in Bon-

neweg, Belair und Cents.

3. Die Verabschiedung des neuen

plan d'aménagement, der durch die
Mit-arbeitdes Herrn Joly erstellt werden soll,
sowie die Schaffung von sogenannten
zones d'accueil und von sozialem Woh-

nunsgbau .



René Kollwelter (LSAP)

1. Dem Substanzverlust der Haupt-
stadt muß mit einer fortschrittlichen
Raum- und Bautenpolitik entgegengetre-
ten werden.

Folgende Ziele sind anzustreben:
— Erstellen eines Stadtentwicklungspla-
nes, in dem sowohl Grünzonen wie Ur-
banismus- und Verkehrsfragen in einem

gesamtstädtischen Konzept geplant
wer-den.
— Die Verminderung bzw. Beruhigung
des Verkehrs in der Hauptstadt.

— Die Dezentralisierung des Dienstlei-

stungssektors .

— Die Niederlassung eines Teiles der in
der Stadt arbeitenden, aber nicht dort
wohnenden Bevölkerung auf dem Gebiet
der Gemeinde.
— Die Wiederbelebung alter Stadtteile
durch Sanierungsprogramme, die der
alten Bausubstanz wieder ihre polyva-
lente Rolle verleihen und den vorhande-
nen Wohnraum optimal und menschenge-
recht nutzen.

— Die Schaffung neuer Stadtteile für alle

Bevölkerungsschichten, die nicht mehr
nach dem Prinzip des Zoning entworfen
werden, sondern nach dem Prinzip des
Nebeneinander von Wohnung,
Werk-statt,Büro, Geschäft und Freizeit.
— Aktiver Schutz von bedeutender
histo-rischerBausubstanz sowie noch nicht

urbanisierter, aber im Bebauungsplan

vorgesehener Grünzonen, die von ihrem
Wesen her unter Naturschutz gehören.

2. Die kulturellen Institutionen der
Stadt sind nur zum Teil unter der
Verant-wortungder Gemeinde. Die Idee eines
Musée dArt Moderne, die, wie einige
andere, aus dem sozialistischen Wahlpro-
gramm stammt, soll ernsthaft in Erwä-

gung gezogen werden. Die Koordination
der beiden Theater müßte verbessert wer-

den und für neue Besuchergruppen
attraktiv gestaltet werden.

Im allgemeinen muß auf die Qualität
des Kulturangebots geachtat werden,
damit ein Überangebot an importierter
Kultur verhindert wird.

Die Kulturen unserer ausländischen

Mitbürger müssen auch unterstützt wer-

den und das kulturelle Leben in allen
Stadtvierteln gefördert werden.

3. In der Vergangenheit wurde ins
Stadtzentrum mehr investiert als in die
meisten Ortschaften und Viertel der

Hauptstadt. Leider gedenkt der altneue
Schöffenrat auf diesem falschen Gleis
fortzufahren.

Den verschiedenen Stadtvierteln
muß in allen Bereichen mehr
Aufmerk-samkeitgewidmet werden.

Weitere Probleme: die urbanistische
Zukunft der Stadt, die teuren

Wohnun-genund die Wohnungsnot, die Umwelt-

politik sowie die Verkehrsproblematik.

René Urbany (KPL)

1. Die urbanistischen Probleme der

Hauptstadt sind das Resultat einer jahr-
zehntelangen Politik zugunsten von Pro-
motoren und Spekulanten. Der jetzt vor-

gelegte Plan des französischen Architek-
ten Joly ist mit Vorsicht zu genießen,
denn es handelt sich nur um einen neuen

Bebauungsplan, der weder einen Ver-

kehrsplan, noch eine Bestandsaufnahme
wirtschaftlicher und ökologischer
Bedürfnisse oder eine Wohnbedarfsana-

lyse für kleine und mittlere Einkommens-

bezieher beinhaltet. Die Kommunisten
fordern einen Stadtentwicklungsplan, bei
dem die Bevölkerung und ihre Organisa-
tionen demokratisch mitbestimmen kön-
nen. Daß die sogenannten mesures

urgen-tesdes Joly-Plans in Wirklichkeit toter

Buchstabe bleiben, zeigt nicht zuletzt die
in der Beaumont-Straße praktizierte
Abrißpolitik. Baugenehmigungen dürfen
nicht a la tête du client vergeben werden!

Was die Verkehrsproblematik be-

trifft, so verweise ich darauf, daß die

Kommunisten bereits 1980 den Vorschlag
machten, Auffangparkings und
Busspu-renzu schaffen. Heute ist plötzlich jeder
dafür, doch es mangelt an einem

Kon-zept.Wir warnen vor dem Schweizer
Ver-kehrsexpertenBrändli, nach dessen Vor-

stellungen 71 Bushaltestellen verschwin-

den, Bedienungsverschlechterungen
erfolgen und Maßnahmen zum Personal-
abbau ergriffen werden sollen. Die KPL

verlangt einen Ausbau der Leistungen des



Busbetriebes und eine erhebliche Verbilli-

gung der Tarife.

2. Wir sind nicht zufrieden mit einer

Kulturpolitik, die sich darauf beschränkt,
große und teure Vorzeigeprojekte aus

Prestigedenken zu finanzieren. Die Kom-
munisten fordern eine Demokratisierung
der Kulturpolitik. Kultur spielt sich nicht
nur in der Villa Vauban und im Neuen
Theater ab, sondern auch in den
Verei-nen.Wir sind für deren Unterstützung,
denn sie sind ein Gegengewicht zur ver-

dummenden kommerziellen Massenkul-
tur. Die KPL fordert die Organisation
einer kommunalen Volksbildung mit viel-

fältigen Fortbildungskursen und -veran-

staltungen, mit Einführung in Theater-

stücke, Kunstausstellungen und
Konfe-renzen,damit auch jene Bevölkerungs-
schichten Zugang erhalten, die für

gewöhnlich von der „Eliten-Kultur" aus-

geschlossen sind. Auch die Förderung
der Kunstschaffenden tut not.

3. Das dringlichste Problem ist die

Wohnungsnot. Hier kann nur Abhilfe

geschaffen werden, wenn die Spekulation
eingedämmt wird. Die Stadt Luxemburg,
die im Geld schwimmt, muß massiv in
den sozialen Wohnungsbau investieren.
Die Kommunisten bestehen auf der

Schaffung eines kommunalen Wohnungs-
amtes, das das Monopol der privaten
Immobilienagenturen brechen könnte.
Die horrenden Mieten auf dem
Stadtge-biet,die wegen der letztes Jahr im Parla-
ment votierten Verschlechterung des

Mietgesetzes zusätzlich steigen werden,
können sich immer weniger Menschen
leisten. Hier muß der Schöffenrat seine

Verantwortung übernehmen.

Jup Weber (Gréng Lëscht -

Ekologesch Initiativ)

1. Es versteht sich von selbst, daß
die „Gréng Lëscht - Ekologesch Initia-
tiv" klare Lösungsvorschläge zu den Pro-
blemen des Umweltschutzes in der

Hauptstadt hat. Da wäre zuerst das Müll-

problem: Die Stadt ist Mitglied im größ-
ten Müllsyndikat des Landes, der

SIDOR, die aber leider die Hausmüllent-

sorgung auf die ökologisch am wenigsten
vertretbare Weise, nämlich durch
Ver-brennung,betreibt. Wir fordern eine

getrennte Einsammlung.
Kompostierba-ressoll von andern Stoffen getrennt wer-

den, die wiederum recykliert werden
müssen. Dafür aber müssen die SIDOR-

Anlagen umgestellt werden.

In Sachen Verkehr und Transport tre-

ten wir für eine Förderung der öffentli-
chen Transportmittel ein. Wir verlangen
die Einführung des Nulltarifs im inter-
kommunalen und innerstädtischen
Ver-kehr,was übrigens mit dem pollueur-
payeur-Prinzip in Einklang steht. Zusam-
men mit dem Bau einer S-Bahn und des
„Clausener Halt" würden so viele Pend-
ler dazu bewegt, vom Privatwagen auf
öffentliche Verkehrsmittel umzusteigen.
Der Bau der Süd-Ost-Umgehungsauto-
bahn, der den Grüngürtel der Hauptstadt
zerstört, würde sich so erübrigen. Auch
Radler sollten die Möglichkeit erhalten,
auf geschützten Wegen sicher zu ihrer
Arbeit zu gelangen.

Aus städtebaulicher Sicht treten wir
für eine sinnvolle Altbausanierung ein,

Der neue Schöffenrat, vin,:: Willy Bourg, Jean Goedert, Pierre Frieden, Bürgermeisterin Lydie Wurth-Polfer, Jean-Paul Rippinger,
Anne Brasseur sowie Generalsekretär Henri Beck

statt immer mehr Flächen mit neuen

Betonklötzen zu versiegeln. Uns erstaunt

die späte Einsicht des Schöffenrates, der
auf einmal Hinterhöfe begrünen möchte,
nachdem er die „Beaumontsgaass" und
einen Teil der „Groussgaass" hat abreißen

lassen, um hier ein Geschäftszentrum zu

genehmigen. Gerade hier gab es eine

grüne Insel aus Hinterhöfen, die nun für
immer verschwunden ist.

2. Die „Gréng Lëscht" tritt ein für
die Schaffung einer Maison de la Culture
nach dem Arloner Modell. Besonders die

Förderung der folkloristischen Musik
oder auch anderer Kunstsparten, die im
klassischen Kulturbetrieb vernachlässigt
werden, könnte hier betrieben werden.
So könnte z.B. ein sozio-kulturelles
freies Radio ganz gut unter den Fittichen

(und mit dem Geld) eines städtischen
Kulturhauses funktionieren.

3. Kein Gemeinderat kann es sich

erlauben, im Zeitalter weltweiter Atom-
schiebereien und mit dem Monster
Catte-nomvor der Tür, seinen Strom bei den
Großkonzernen RWE oder EdF
einzu-kaufen,wenn er die Möglichkeit hat, ihn
auf umweltfreundliche Weise selber her-
zustellen und die anfallende Wärme über
ein Fernwärmenetz an seine Barger wei-

terzugeben. Die Stadt Luxemburg muß

dringlichst umdenken und ein umwelt-
freundliches Kohle-Wirbelschicht-Kraft-
werk auf dem Stadtgebiet bauen und so

ihren Beitrag zur Verringerung der Luft-

verschmutzung leisten. Dadurch bekä-
men die sterbenden Wälder wieder etwas

Atemluft!



Fabiana Bartolozzi

(Gréng Alternativ)

1. Mit den sogenannten mesures

urgentes hat sich der Schöffenrat nicht

Instrumente geschaffen, um alte
Bausub-stanzzu retten, sondern lediglich die

zugelassene Höhe der Bauten um einige
Meter gemindert, und das auch nur in den

zentralen Sektoren der Oberstadt, im

Bahnhofsviertel und Süd-Limpertsberg.
Was damit erreicht wurde, ist, daß die

Abrifipolitik weitergehen und sie sich

zusehends auf die Wohnviertel verlagern
wird, bis daß der endgültige Plan des

Herrn Joly auf dem Tisch liegt. Und

wann das sein wird, weiß niemand. Die

einzige und konsequente Maßnahme

gegen die Zerstörung der Stadtarchitek-

tur, die grassierende Gebäudespekulation
und die steigende Umschichtung von

Wohnfläche in Büroräume wäre ein

Abrißstop bis zum Erscheinen des Joly-
Planes gewesen.

Neben dem Aufstellen von

strenge-renReglementen könnte die Gemeinde
der Zerstörung von Architektur und

Wohnraum aber auch durch ein gezieltes
Aufkaufen und Restaurieren von Häu-

sern zum Zwecke von sozialen
Mietwoh-nungenbegegnen. Schlußendlich kann

ein sinnvoller Bebauungsplan nur aufge-
stellt werden, wenn er der globalen Ent-

wicklung der Stadt Rechnung trägt: er

kann also nicht losgelöst von den
Ver-kehrs-,Sozial- und Umweltproblemen
der Stadt angegangen werden.

Wir würden uns an das Ausarbeiten

eines Stadtentwicklungsplanes machen,

da der Zerstörung unserer Stadt nur mit

strengeren Reglementen entgegengetre-
ten werden kann. Bis daß dieser Stadtent-

wicklungsplan, der neben der Bautenpo-
litik und der Verkehrsproblematik auch

ökologische, energiepolitische und
besonders sozialpolitische Aspekte
betrifft, auf dem Tisch liegt, müßten alle

Abrißpläne und alle Projekte für neue

Straßen ruhen — vom Abholzen der
Bäume und der Zerstörung des Grüngür-
tels ganz zu schweigen.

Dieser Stadtentwicklungsplan würde
für jedes Viertel der Stadt Regeln betref-
fend der Renovierung alter Hauser, die
Höhe neuer Bauten, sowie das Integrie-
ren von Wohnungen für ältere Menschen,
Behinderte und sozial benachteiligte
Gruppen festlegen. In einem ökologi-
schen Stadtentwicklungsplan dürfen
auch die umweltfreundliche und
rohstoff-schonendeNutzung von Energie und

Wasser und konsequente Verwertung des
Mülls nicht fehlen.

2. Neben der üblichen Unterstüt-

zung der etablierten Stadtvereine muß
auch die sogenannte Alternativkultur
finanzielle Hilfe erhalten. Wir denken
hier hauptsächlich an Initiativen, die von

den Einwohnern/innen ausgehen (lokale
Radios, Zeitschriften, Theater- und

Musikgruppen).
Anstatt Häuser leerstehen zu lassen,

könnten sie solchen Initiativen und Pro-

jekten zur freien Verfügung stehen.
Im Zeichen der Solidarität mit

Län-dernder Dritten Welt könnte die
Gemeinde Luxemburg Städtepartner-
schaften eingehen und so Konferenzen,
Ausstellungen oder sonstige kulturelle

Veranstaltungen organisieren.

3. Überall in Europa hat man es

begriffen: jeder neue geschaffene Park-
raum bedeutet unweigerlich ein Mehr an

Verkehr! Solange die Leute sich eine
Chance auf einen Parkplatz ausrechnen

können, wird auf das Auto zurückgegrif-
fen. Denn noch ist dieses schneller als der

Bus, noch bedeutet Zug- und Busfahren,
daß man lange Wartezeiten auf sich neh-
men muß und eine Ewigkeit im — vom

Individualverkehr provozierten —

Ver-kehrschaossteckenbleibt. Eine Steige-
rung der Attraktivität des öfentlichen

Nahverkehrs, in Verbindung mit Ein-

schränkungen des privaten Autover-

kehrs, ist deshalb angesagt. Stattdessen

wird der nationalen Eisenbahngesell-
schaft ein Milliardensparprogramm auf-

erlegt, werden „Rationalisierungsstu-
dien" über die Köpfe der Busbenutzer

hinweg in Auftrag gegeben. Sofortmaß-
nahmen, die mit wenig finanziellem Auf-

wand zu realisieren wären (Busspuren,
nationales Umweltabo, Tarifverbund,
bessere Streckenführung . . .) werden

nicht getroffen — von mittelfristigen
Vor-haben,wie dem Ausbau eines wirksamen

S-Bahnnetzes mit zusätzlichen Haltestel-

len wie dem Clausener Halt, ganz zu

schweigen. Gerade im Verkehrsbereich
könnte durch eine konsequente ökologi-
sche, aber längerfristig auch wirtschaftli-

che Politik die Zukunft unseres Landes

gesichert werden.
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